
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 10.11.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 001/610-12_033_Jo_Un_No 

Vorlage: 001/2025/0194 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Planung und Bauwesen Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz 

27.11.2025 3 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

04.12.2025 1.3 Öff.    

 
    

 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 3. Änderung des Flächennutzungs-
plans 2030 in der Gemeinde Köngernheim (Jordan's Untermühle - Nordteil"; 
A) Änderung des räumlichen Geltungsbereiches 
B) Billigung eines Planvorentwurfs   
C) Einleitung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt / der Verbandsgemeinderat beschließt 
auf Grundlage des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom 12.04.2021 die An-
passung des räumlichen Geltungsbereiches in der vorliegenden Fassung. Der Änderungsbe-
reich umfasst die in Anlage 1 dargestellten Flächen. 

B) Der Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt / der Verbandsgemeinderat beschließt 
die Billigung des Planvorentwurfs in der vorliegenden Fassung.  

C) Die Verwaltung wird mit dem Vollzug der vorgezogenen Unterrichtung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB und der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie den sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB beauftragt.  

 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 



Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde hatte in seiner Sitzung am 12.04.2021 den Beschluss zur Aufstellung der 3. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 gefasst. 

 
(Abb.: Geltungsbereich aus dem Aufstellungsbeschluss vom 12.04.2021) 

 
Die nun geänderte Darstellung des Geltungsbereichs entspricht den geplanten Ausweisungen des zu-
künftigen Bebauungsplanes „Jordan’s Untermühle – Norddteil“ 
 
Die dort vorgesehenen Sondergebiete werden als Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung „Ho-
tel“ ausgewiesen und erweitern somit die bestehenden Sonderbauflächen im Süden. Die größeren 
Maßnahmen/Grünflächen im Westteil werden als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „kleinteilige 
Grünfläche“ ausgewiesen. Dies ermöglicht die auf B-Plan-Ebene geplante Nutzung und hebt diese 
auch von der anliegenden Fläche für Landwirtschaft ab.  
Da aufgrund der Unschärfe des Flächennutzungsplanes bei exakter Abmessung der ausgewiesenen 
neuen Sonderbaufläche und der bestehenden Sonderbaufläche südlich des Geltungsbereiches ein 
schmaler Streifen Fläche für die Landwirtschaft vorhanden wäre, wird dieser Streifen ebenfalls als 
Sonderbaufläche festgesetzt, was auch über den rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Jordan‘s Untermühle" festgesetzt ist und somit dem rechtlichen Bestand entspricht. 
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Ebenso wird im Osten eine Fläche als Verkehrsfläche ausgewiesen, welche bereits über den 
rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Jordan‘s Untermühle" entsprechend festge-
setzt ist. Bei der Übernahme der Verkehrsflächen in den FNP wurde der Nordteil des Parkplatzes ver-
sehentlich nicht übernommen, dies wird mit der vorliegenden Änderung korrigiert. 
 

 
 
Zu B) 
Anlass, Ziel und Zweck der Planung: 
 
Im Außenbereich des Ortsteils Köngernheim der Verbandsgemeine Rhein-Selz, zwischen Köngern-
heim und Selzen, besteht das Wellness-Hotel „Jordan’s Untermühle“ mit aktuell 45 Zimmern. 
Um die Zukunftsfähigkeit des bestehenden Betriebes zu gewährleisten, bestehende Arbeits-plätze zu 
sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen, soll das bisher nicht mit einem Bebauungsplan über-
plante Teil des Hotels planungsrechtlich gesichert werden sowie eine Erweiterung des Hotelgeländes 
um eine Fläche für Ferienhäuser samt Wasserflächen und eine Fläche für ein Lagergebäude erweitert 
werden. 
 
Ziel und Zweck des Bauleitplanverfahrens der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 ist es, 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für dieses Vorhaben zu schaffen. Hierzu sollen der Nutzung 
entsprechende Sondergebietsflächen ausgewiesen werden. 
 
Zu C)  
 
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden möglichst frühzeitig zu beteiligen. 
Die Beteiligung dient vor allem der vollständigen Ermittlung und zutreffenden Bewertung der berühr-
ten Belange.  
 
Die zweistufige Öffentlichkeitsbeteiligung im Aufstellungsverfahren der Bauleitplanung hat zum Ziel, 
das erforderliche und zugleich notwendige Abwägungsmaterial zu ermitteln, die Öffentlichkeit an dem 
Planungsprozess zu beteiligen und ihre Einwirkungsmöglichkeiten zu verbessern. Auch die Akzeptanz 
gemeindlicher Planung soll hierdurch erhöht werden.  
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird die Öffentlichkeit 
anhand des Bebauungsplanvorentwurfs und seiner Anlagen über die gemeindlichen 
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Planungsabsichten informiert und sie erhält Gelegenheit zur Erörterung und Stellungnahme. Die im 
Anschluss daran folgende förmliche Beteiligung (Offenlage) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB hat den beschluss-
reifen Bebauungsplanentwurf zum Gegenstand, der für die Dauer von einem Monat öffentlich ausliegt 
und zu dem von jedermann Stellungnahmen vorgebracht werden können.  
 
Eine gleichrangige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange. Beteiligt werden diejenigen, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung be-
rührt wird. Die Verbandsgemeindeverwaltung wird im Auftrag der Ortsgemeinde gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB die frühzeitige Behördenbeteiligung durchführen. Neben der Aufforderung zur Abgabe einer 
Stellungnahme, werden Äußerungen zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ange-
fordert. Die Behörden sind ihrerseits verpflichtet, gegenüber der Gemeinde ihre Stellungnahmen in-
nerhalb eines Monats abzugeben.  
 

Bei der im Anschluss, parallel zur Offenlage, stattfindenden förmlichen Träger- und Behör-
denbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB ist wiederrum der, auf Grundlage der Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung, ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf Gegenstand der Be-
teiligung. Hier folgt wiederrum die Monatsfrist zur Abgabe einer Stellungnahme.  
 
Der Bebauungsplan „Jordan’s Untermühle – Nordteil“ wird im Parallelverfahren durchgeführt. 
 
Der Verbandsgemeinde entstehen keine Kosten, da der Projektträger für die Planungskosten gemäß 
einer Kostenübernahmevereinbarung aufkommt. 
 
Anlage:  
Anlage 1: geänderter räumlicher Geltungsbereich  
Anlage 2: Planzeichnung 
Anlage 3: Begründung 
  
 
 


